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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

durch eine Änderung der Beschäftigungsverordnung (BeschV) bedarf die Aufnahme eines Praktikums 
durch Asylsuchende und Geduldete seit dem 01.08.2015 nicht mehr der Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit, soweit das Praktikum nicht dem Mindestlohngesetz unterliegt (Link zum BGBl. - leider nicht 
druckbar: 
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl115s1422.pdf). 

Damit bedürfen insbesondere die überwiegend nachgefragten max. dreimonatigen Praktika zur 
Orientierung für eine Berufsausbildung nicht mehr der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit. Ich bitte 
um Kenntnisnahme und Beachtung. 

Eine aktuelle Fassung des § 32 BeschV sowie ein Auszug aus dem Mindestlohngesetz liegt zu Ihrer 
Verwendung bei. 

Gruß, Werner Ibendahl  
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport  
- Referat 61 (Ausländer- und Asylrecht) -  
Hannover, Telefon: (0511) 120 6470  
werner.ibendahl@mi.niedersachsen.de  
 
Mein Zeichen: 61.11 - 12230/ 2-0  

 






